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An den Vorsitzenden des 

Umwelt- und Agrarausschusses des 

Schleswig-Holsteinischen Landtags  

Herrn Heiner Rickers  

Per E-Mail an: Umweltausschuss@landtag.ltsh.de 

Der Minister 

31. März 2023

Nationale PFAS-Verbotsinitiative über das Chemikalienrecht 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

zu der in der Sitzung des Umwelt- und Agrarausschusses am 08.03.2023 zu TOP 7 auf-
gekommenen Frage in Bezug auf eine etwaige nationale PFAS-Verbotsinitiative über das 
Chemikalienrecht möchte ich Ihnen gerne antworten. 

Deutschland hat gemeinsam mit Dänemark, Schweden, Norwegen und den Niederlanden 
einen umfangreichen PFAS-Beschränkungsvorschlag bei der europäischen Chemika-
lienagentur ECHA eingereicht. Damit beginnen Fristen für eine öffentliche Konsultation, 
für Stellungnahmen durch europäische Fachausschüsse und die Beratungen im europäi-
schen REACH-Regelungsausschuss. Letztlich soll dieses Verfahren, vermutlich in 2025, 
zur Aufnahme umfassender Beschränkungen von PFAS in die REACH-Verordnung (zur 
Registrierung, Bewertung, Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe) münden.  

Deutschland kommt als Initiator dieses sehr weit reichenden Beschränkungsvorschlages 
und bei der Unterstützung einer zügigen Umsetzung auf europäischer Ebene eine beson-
dere Rolle zu. Eine EU-weite Lösung wäre deutlich effektiver als ein nationales Verbot. In-
soweit halte ich dieses Vorgehen für unterstützenswert. Hinzu kommt, dass nationale 
Stoffverbote bei Produkten, die auf dem europäischen Binnenmarkt gehandelt werden, 
zumindest EU-rechtlich problematisch sind. 

Gleichzeitig ist mir wichtig zu betonen, dass Einigkeit darüber besteht, dass die Verwen-
dung von PFAS auf das absolut unvermeidbare Maß zu beschränken ist. Deshalb werde 
ich dieses Thema auf der Umweltministerkonferenz im Mai ansprechen. 
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Wir sollten alle Kräfte bündeln in den Anstrengungen für EU-weite Beschränkungen von 

PFAS. Ich bin hoffnungsvoll, dass dies gelingen kann. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Tobias Goldschmidt 
 
 
 
 
 

 




